
 

 

 

Landessozialgericht 

Niedersachsen-Bremen 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

L 7 BK 2/19 

S 35 BK 11/18 Sozialgericht Oldenburg 

Verkündet am: 11. Februar 2020 

, 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit 

A. 

– Kläger und Berufungskläger – 

gegen 

Landkreis Wesermarsch, Referat  30, vertreten durch den Landrat, 

Poggenburger Straße 15, 26919 Brake 

– Beklagter und Berufungsbeklagter – 

hat der 7. Senat des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen auf die mündliche Verhand-

lung vom 11. Februar 2020 in Celle durch den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht 

Valgolio, den Richter am Landessozialgericht Dr. Stotz und den Richter am Landessozialgericht 

Dr. Claus sowie die ehrenamtliche Richterin Becker und der ehrenamtliche Richter Gerdes für 

Recht erkannt: 

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom 

30. November 2018 wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 
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L 7 BK 2/19 

Andree Hoffmann ./. LK Wesermarsch 

 

Tatbestand 

 

Streitig ist ein Anspruch des Klägers auf Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 6b Bun-

deskindergeldgesetz (BKGG). 

 

Am 28. August 2017 beantragte der Kläger die Übernahme der Kosten für die Schülerbeförde-

rung für seinen Sohn B., geboren am C., der ab August 2017 die 5. Klasse des D. im ca. 25 km 

entfernten E. besuchte, die von ihm mit 95 Euro monatlich angegeben wurden. Beim Jade-

Gymnasium handelt es sich um eine staatlich anerkannte Privatschule, für die Schulgeld in 

Höhe von 135 Euro monatlich zu zahlen ist. Die Ehefrau des Klägers bezieht für den Sohn B. 

Kindergeld und Kinderzuschlag gemäß § 6a BKGG. 

 

Der Beklagte lehnte mit Bescheid vom 29. August 2017 und Widerspruchsbescheid vom 

12. März 2018 den Antrag ab, weil es sich nicht um die nächstgelegene Schule im Sinne des 

§ 28 Abs. 4 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) handele. Das nächstgelegene Gymna-

sium für den Sohn B. sei in F., 1,3 km von seinem Wohnhaus entfernt. Zwischen den beiden 

Gymnasien bestünden keine Unterschiede bezüglich Lerninhalten, weltanschaulichen oder pä-

dagogischen Wertungen. 

 

Am 26. Juli 2018 hat der Kläger vor dem Sozialgericht (SG) Oldenburg Klage erhoben und als 

Begründung ausgeführt, dass nach der niedersächsischen Verfassung alle Bürger gleichen Zu-

gang zu den Bildungseinrichtungen haben müssten. Das Gymnasium in F. unterrichte viele Fä-

cher nur verkürzt in Epochen und habe Unterrichtsausfall. Nach Abschaffung der Schullaufbah-

nempfehlung in Niedersachsen ab dem Schuljahr 2015/2016 bestehe ein Klassenverband beim 

Gymnasium in F. aus Schülern mit unterschiedlichen Sozial-, Arbeits- und Sozialverhalten. Das 

Gymnasium F. sei daher der plumpe Versuch, alle Einstiegsleistungs- und Sozialverhaltens-

Niveaus irgendwie in die gymnasiale Oberstufe zu integrieren und zum Abitur zu bringen. Da-

gegen finde beim G. die Auswahl der Schüler nach Bewerbung statt und die Schüler würden 

auf ein qualitativ hochwertiges Abitur vorbereitet, was dazu führe, anderen jungen Menschen 

die Ausbildungsplätze im handwerklichen und Angestelltenbereich nicht wegzunehmen. 

 

Demgegenüber hat der Beklagte vorgetragen, dass der Gesetzgeber in § 28 Abs. 4 SGB II 

keine pauschale Übernahme der Schülerbeförderungskosten vorgesehen, sondern die Über-

nahme auf die Kosten der nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsganges begrenzt 
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habe. Für die Schülerbeförderung in F. würden aber keine Kosten anfallen. Auch nach § 2 Abs. 

1 der Satzung über die Schülerbeförderung im Landkreis Wesermarsch sei eine Übernahme 

von Schülerbeförderungskosten erst ab einer Entfernung von 3,5 km vorgesehen. 

 

Das SG Oldenburg hat mit Urteil vom 30. November 2018 die Klage abgewiesen. In den Grün-

den hat es ausgeführt, dass nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) für den 

Begriff der „nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsganges“ auf das Profil der Schule 

der besuchten Schulart abzustellen sei, soweit hieraus eine besondere inhaltliche Ausgestal-

tung des Unterrichts folge, die nicht der der nächstgelegenen Schule entspreche. Es könne 

nicht festgestellt werden, dass zwischen dem G. und dem Gymnasium in Brake unterschiedli-

che inhaltliche Profile bestünden. Geringfügige Abweichungen seien dabei unerheblich. Denn 

allen Schuleinrichtungen, sowohl öffentlichen Schulen als auch Privatschulen, werde ein gewis-

ser Gestaltungsspielraum hinsichtlich Lerninhalten, Ausgestaltung und pädagogischer Zielrich-

tung eröffnet, dessen Wahrnehmung nicht zugleich zu einem eigenständigen inhaltlichen Profil 

führe.  

 

Gegen das am 22. Dezember 2018 zugestellte Urteil hat der Kläger am 22. Januar 2018 Beru-

fung eingelegt. Er trägt vor, dass Schulen freier Trägerschaften durch innovative pädagogische 

Konzepte, geringen Unterrichtsausfall und kleinere Klassen gekennzeichnet seien und den 

Schülern eine motivierende und gewaltfreie Lernumgebung bieten würden. Dagegen werde das 

staatliche Gymnasium zunehmend entwertet und ausgehöhlt. Ursachen hierfür seien der leis-

tungsunabhängige Zugang von bildungsfernen Bevölkerungsschichten, das Abschaffen des 

Sitzenbleibens in Niedersachsen durch die Rot-Grüne Landesregierung Anfang 2013, die Ent-

kernung der gymnasialen Lehrpläne durch Epochalunterricht, die Abschaffung der verschiede-

nen Lehrämter hin zu einem Einheitslehrer sowie die zunehmende Inflation an guten und besten 

Abiturzeugnissen. Durch die Willkommenskultur und den Familiennachzug kämen immer mehr 

Menschen mit erheblichen Bildungsdefiziten oder gar keiner Bildung in die staatlichen Schulen. 

Dadurch würden die Leistungen sinken und das Agressionspotential steigen. Es sei aus PISA-

Testungen bekannt, dass die Leistungen in den Klassen bei einem Anteil von mehr als 30 % 

Schülern mit Migrationshintergrund signifikant sinken würden. Am H. gebe es ein Konzept zur 

Förderung von Schülern nicht deutscher Herkunftssprache. Die Existenz eines solchen Kon-

zeptes deute auf die immer größer werdende Zahl von Schülern der Willkommenskultur mit 

erheblichen Bildungsdefiziten. Oft handele es sich hier um Schüler, die bereits in ihren Her-

kunftsländern einen niedrigen Sozialstatus hätten und nur das Gesetz des Stärkeren kennen 

würden. Beim I. Gymnasium seien die Ansprüche soweit runtergeschraubt worden, dass selbst 

Schüler nicht deutscher Herkunftssprache und nicht deutscher Rechtschreibung ein deutsches 

Abitur erhielten. Wie heuchlerisch die Schulpolitik der SPD sei, zeige sich darin, dass die Mi-
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nisterpräsidentin von Mecklenburg-Vorpommern, J., sich öffentlich für Gesamtschulen und Ge-

meinschaftsschulen und für ein längeres gemeinsames Lernen an staatlichen Schulen einsetze, 

ihr eigenes Kind aber in eine Privatschule schicke. Wenn im Jahr 2019 54 Millionen Euro für die 

Griechenlandhilfe und 15 Millionen Euro für Flüchtlinge ausgegeben werden, sei nicht nachvoll-

ziehbar, aus welchen Gründen das Land Niedersachsen bzw. der Landkreis Wesermarsch es 

nicht schaffe, die Schülertransportkosten an die gewünschte Schule flächendeckend im Land-

kreis zu übernehmen. 

 

Der Kläger beantragt seinem Vorbringen nach, 

 

1. das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom 30. November 2018 sowie den Bescheid 

des Beklagten vom 29. August 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

12. März 2018 aufzuheben und 

 

2. den Beklagten zu verurteilen, ihm die Kosten der Schülerbeförderung für seinen Sohn 

B. im Zeitraum August 2016 – Juni 2018 in Höhe von 95 Euro monatlich zu erstatten. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

 die Berufung zurückzuweisen. 

 

Der Beklagte verteidigt die erstinstanzliche Entscheidung. 

 

Wegen des vollständigen Vorbringens der Beteiligten und des umfassenden Sachverhalts wird 

auf die Gerichtsakte sowie auf die beigezogenen Verwaltungsvorgänge des Beklagten Bezug 

genommen.  

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Berufung des Klägers ist unbegründet. Zurecht hat das SG die Klage abgewiesen. 

Der Kläger hat keinen Anspruch auf die Erstattung der Schülerbeförderungskosten für seinen 

Sohn B. zum Besuch des G. ab August 2017. 

 

 

 

 

1. 
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Gemäß § 6b Abs. 1 BKGG erhalten Personen Leistungen für Bildung und Teilhabe für ein Kind, 

wenn sie für dieses Kind nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkommen-

steuergesetzes Anspruch auf Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im Sinne des 

§ 4 BKGG haben und wenn (1.) das Kind mit ihnen in einem Haushalt lebt und sie für ein Kind 

Kinderzuschlag nach § 6a BKGG beziehen oder (2.) im Falle der Bewilligung von Wohngeld sie 

und das Kind, für das sie Kindergeld beziehen, zu berücksichtigende Haushaltsmitglieder sind. 

Gemäß § 6b Abs. 2 Satz 1 BKGG entsprechen die Leistungen für die Bildung und Teilhabe für 

Bezieher des Kinderzuschlages bzw. des Wohngeldes den Leistungen zur Deckung der Be-

darfe nach § 28 Abs. 2 bis 7 SGB II. Bezüglich der berücksichtigungsfähigen Kinder verweist § 

6b Abs. 2 Satz 2 BKGG auf § 28 Abs. 1 Satz 2 SGB II. Nach § 28 Abs. 4 SGB II werden bei 

Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schule des gewählten 

Bildungsganges auf Schülerbeförderung angewiesen sind, die dafür erforderlichen tatsächli-

chen Aufwendungen berücksichtigt, soweit sie nicht von Dritten übernommen werden und der 

leistungsberechtigten Person nicht zugemutet werden kann, die Aufwendungen aus dem Re-

gelbedarf zu bestreiten. Für die Bemessung der Leistungen für die Schülerbeförderung (§ 28 

Abs. 4 SGB II) sind gemäß § 6b Abs. 2 Satz 2 BKGG in der bis zum 31. Juli 2019 gültigen 

Fassung die erforderlichen und tatsächlichen Aufwendungen zu berücksichtigen, soweit sie 

nicht von Dritten übernommen werden und den Leistungsberechtigten nicht zugemutet werden 

kann, die Aufwendungen aus eigenen Mitteln zu bestreiten. Als zumutbare Eigenleistung gilt in 

der Regel ein Betrag in Höhe von 5 € monatlich (§ 6b Abs. 2 Satz 4 BKGG aF).  

 

2. 

Die Voraussetzungen nach § 6b BKGG in Verbindung mit § 28 Abs. 4 SGB II aF sind im Fall 

des Klägers nicht erfüllt. Sein Sohn B. besucht nicht die nächstgelegene Schule des gewählten 

Bildungsganges. 

 

a) 

Unerheblich ist es entgegen dem Gesetzeswortlaut, dass der Kläger diesen Rechtsstreit führt, 

obwohl seine Ehefrau für den Sohn B. Kindergeld und Kinderzuschlag bezieht. Nach der Recht-

sprechung des Senats ist bei nicht dauernd getrenntlebenden Eltern keine Identität zwischen 

dem Kindergeld-  bzw. Kinderzuschlagbezieher und dem Antragsteller nach § 6b BKGG erfor-

derlich (LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 28. Februar 2017 - L 7 BK 2/17 NZB - 

andere Ansicht: Šušnjar in GK-SGB II, Stand: Mai 2018, § 6a BKGG Rdnr. 65; Schwitzky in 

LPK-SGB II, 6. Auflage 2017, Anhang § 12a Rdnr. 10). Bei steuerrechtlich zusammen veran-

lagten Eltern hat es keinerlei Bedeutung, wer das Kindergeld beantragt, so dass dieser Umstand 

nicht das entscheidende Kriterium sein kann, ob Leistungen für Bildung und Teilhabe zwecks 

Herstellung von Chancengleichheit im sozialen Leben zu gewähren sind, um gesellschaftlichen 
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Exklusionsprozessen vorzubeugen (zu diesem Zweck des § 28 SGB II vgl. Bundestag-Druck-

sache 17/4304, S. 104 ff).  

 

b) 

Als „nächstgelegene Schule“ ist die jeweils räumlich oder zeitlich best erreichbare Schuleinrich-

tung gemeint; abzustellen ist dabei auf die zumutbar zu benutzenden Verkehrswege, wenn tat-

sächliche oder rechtliche Hindernisse nicht entgegenstehen. „Gewählter Bildungsgang“ im 

Sinne des § 28 Abs. 4 SGB II ist die vom Schüler aktuell besuchte Schulart (hier: Gymnasium). 

Damit Begabungen und Fähigkeiten zur Erweiterung von Lebenschancen hinreichend gefördert 

werden, hat die Rechtsprechung den Begriff des gewählten Bildungsganges in der Weise aus-

gelegt, dass auf das inhaltliche Profil der Schule der besuchten Schulart abzustellen ist, soweit 

hieraus eine besondere inhaltliche Ausgestaltung des Unterrichts folgt. Diese besondere inhalt-

liche Ausprägung hat das Bundessozialgericht (BSG) im Falle eines Sportgymnasiums bejaht, 

weil diese Schule durch organisatorische Maßnahmen die Vermittlung besonderer Inhalte durch 

Dritte ermöglicht (BSG, Urteil vom 17. März 2016 – B 4 AS 39/15 R -, SozR 4-4200 § 28 Nr. 9). 

Auch bei einer privaten Ersatzschule hat das BSG einen eigenständigen Bildungsgang aner-

kannt, wenn der Erwerb eines allgemein bildenden Schulabschlusses für die Schüler landes-

rechtlichen besonderen Anforderungen unterliegt (BSG, Urteil vom 5. Juli 2017 – B 14 AS 29/16 

R -, SozR 4-4200 § 28 Nr. 10). Der Gesetzgeber hat diese Anforderungen übernommen und im 

ab dem 1. August 2019 in Kraft getretenen neuen § 28 Abs. 4 Satz 2 SGB II (eingeführt durch 

das Starke-Familien-Gesetz vom 29. April 2019, BGBl. I S. 530) wie folgt formuliert: „Als nächst-

gelegene Schule des gewählten Bildungsgangs gilt auch eine Schule, die aufgrund ihres Profils 

gewählt wurde, soweit aus diesem Profil eine besondere inhaltliche oder organisatorische Aus-

gestaltung des Unterrichts folgt; dies sind insbesondere Schulen mit naturwissenschaftlichem, 

musischem, sportlichem oder sprachlichem Profil sowie bilinguale Schulen und Schulen mit 

ganztägiger Ausrichtung“.  

 

c) 

Das vom Sohn des Klägers besuchte G. ist nicht als nächstgelegene Schule des gewählten 

Bildungsganges anzusehen. Das SG hat zutreffend darauf hingewiesen, dass nach dem jewei-

ligen Internetauftritt des D. wesentliche Unterschiede zu dem staatlichen Gymnasium in F. nicht 

feststellbar sind. Das Kursangebot ist identisch, wobei im Gymnasium in F. – anders als beim 

K. – das zusätzliche Angebot zum bilingualen Unterricht in den Fächern Erdkunde, Geschichte, 

Biologie und Sport besteht. Soweit das G. hervorhebt, Zielpunkt schulischen Wirkens solle die 

lebens- und leistungsbejahende Grundeinstellung der Schüler sein, die Schüler sollen eigene 

Stärken aber auch persönliche Grenzen erkennen, zu Verantwortungsbewusstsein gegenüber 

sich selbst und den Mitmenschen erzogen werden sowie zur Aufgeschlossenheit und Kritikfä-

higkeit gegenüber gesellschaftlichen Entwicklungen gefördert werden, sind das Prinzipien und 
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Anforderungen, die jedes staatliche Gymnasium aufgrund seines pädagogischen Auftrages ge-

nauso umsetzen und erfüllen muss. Das räumt das G. auf seiner Internetseite ein mit dem Hin-

weis, dass Ersatzschulen vom Grundsatz her in ihren Lern- und Erziehungszielen öffentlichen 

Schulen entsprechen, wodurch ein Schulwechsel in beide Richtungen prinzipiell ermöglicht 

wird. Schließen entsprechen auch die Prüfungsvoraussetzungen der Sekundarstufe I und II de-

nen der öffentlichen Schulen.  

 

d) 

Der Kläger hat sich mit der Würdigung des SG nicht auseinandergesetzt und keinen einzigen 

Gesichtspunkt genannt, der das L. -Gymnasium ausgehend von seinem inhaltlichen Profil, von 

der pädagogischen Ausprägung oder von Lerninhalten vom Gymnasium in F. unterscheiden 

würde. Vielmehr hat er sowohl im Klage- als auch im Berufungsverfahren nur seine Abneigung 

gegenüber staatlichen Schulen zum Ausdruck gebracht, ohne dass daraus ein für diesen 

Rechtsstreit entscheidender Gesichtspunkt erkennbar wäre. Der einzige Unterschied ist nach 

seiner Ansicht die ethnische und gesellschaftliche Zusammensetzung der Schüler. Zweck der 

Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 6b BKGG ist die Verwirklichung von Chancen-

gleichheit von Kindern in Familien des unteren Einkommensniveaus, nicht aber die Ermögli-

chung der Teilnahme an einer privaten Schule mit Kindern von finanziell starken Familien, wel-

che die pluralistische Zusammensetzung der gesellschaftlichen Realität in Deutschland, mit der 

die Kinder in ihrem späteren Leben konfrontiert sein werden, nicht abbildet. Die Vorstellung des 

Klägers, dass der von den Eltern gewählte Schulbesuch für ihre Kinder unabhängig von den 

wirtschaftlichen Verhältnissen sichergestellt werden müsste, hat in § 28 Abs. 4 SGB II keinen 

Niederschlag gefunden. Vielmehr beschränkt diese Vorschrift die Übernahme von Schülerbe-

förderungskosten auf den Besuch der nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsganges. 

Das ist nicht zu beanstanden, weil Leistungen zur Schülerbeförderung nicht verfassungsrecht-

lich geschützt sind (BSG, Urteil vom 28. Oktober 2009 – B 14 AS 44/08 R -, SozR 4-4200 § 7 

Nr. 15, juris Rdnr. 17). 

 

 

3. 

Die weitere in Literatur und Rechtsprechung umstrittene Frage, ob beim Besuch der nicht 

nächstgelegenen Schule der Bedarf auf Teilhabeleistungen für Kinder gänzlich entfällt oder zu-

mindest die Beförderungskosten zur nächstgelegenen Schule übernommen werden müssten 

(vgl. zum Streitstand: Voelzke in Hauck-Noftz, SGB II, Stand Oktober 2018, § 28 Rdnr. 63), 

braucht der Senat nicht zu entscheiden, weil beim Besuch der nächstgelegenen Schule keine 

Schulbeförderungskosten anfallen. Das Gymnasium in F. ist 1,3 km vom Wohnhaus des Klä-

gers und seines Sohnes entfernt und kann somit bequem zu Fuß in 20 Minuten und mit dem 

Fahrrad in 5 Minuten erreicht werden. Tatsächliche oder rechtliche Hindernisse, die diesen 
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Schulweg zur nächstgelegenen Schule für den Sohn B. als unzumutbar erscheinen lassen, sind 

vom Kläger nicht dargelegt worden. 

 

4. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Gründe für die Zulassung der Revision (§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor. ---------------------- 
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 
 

I. Rechtsmittelbelehrung 
 
Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträglich vom 
Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der Revision durch das 
Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden. Die Beschwerde ist von einem bei dem 
Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevollmächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung 
der Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form beim Bundessozialgericht einzulegen. Sie muss 
bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht eingegangen sein und die angefochtene Ent-
scheidung bezeichnen. Die Beschwerde in schriftlicher Form ist zu richten an das Bundessozialgericht, 
Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel bzw. das Bundessozialgericht, 34114 Kassel (nur Brief und Post-
karte).  
 
Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und  
 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder  

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 65a 

Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.  

 
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten elekt-
ronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gültigen Fassung. Informationen hierzu können 
über das Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.  
 
Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 
 

1. Rechtsanwälte, 

2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates 

der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweckset-

zung für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 

5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Ver-

bände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer 

Ausrichtung und deren Mitglieder, 

6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, 

die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht 

oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art 

und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Pro-

zessvertretung bieten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den Nrn. 

3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die 

Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer 

Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder ent-

sprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevoll-

mächtigten haftet. 

 
Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. 
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegeversicherungsunterneh-
men können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit 
Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse ver-
treten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich 
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selbst vertreten. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von 
einem zugelassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begründen. 
 
In der Begründung muss dargelegt werden, dass 
 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialgerichts, des 

Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsge-

richts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann. 

 
Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgeset-
zes (SGG) nicht und eine Verletzung des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozialgericht 
einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  
 
 
 
 
 
 
 

II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 
 
Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter Prozesskos-
tenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. Der Antrag kann von dem Betei-
ligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialgericht schriftlich oder in elektronischer Form 
einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäftsstelle zu Protokoll zu erklären. Dem Antrag sind eine 
Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (Familienverhält-
nisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufügen; hierzu ist 
der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der Vordruck ist kosten-
frei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann auch über das Internetportal des Bundessozialgerichts 
(www.bsg.bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden. Im Rahmen des elektronischen Rechts-
verkehrs ist der Vordruck in Papierform auszufüllen, zu unterzeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu sig-
nieren und dann in das elektronische Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu übermitteln. Falls 
die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt ist, müssen 
der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die Einlegung der Beschwerde beim 
Bundessozialgericht eingegangen sein. Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und 
macht er von seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag 
der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewählt. 
 
 

III. Ergänzende Hinweise 
 
Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere Abschriften. Dies gilt 
nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.  
 
 

 


